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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BFS Bundesamt für Statistik
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
BAG Bundesamt für Gesundheit
ALV Arbeitslosenversicherung
IV Invalidenversicherung
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
EPD Elektronisches Patientendossier

AVS Assurance-vieillesse et survivants
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OFS Office fédéral de la statistique
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
OFSP Office fédéral de la santé publique
AC assurance-chômage
AI Assurance-invalidité
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
AOS Assurance obligatoire des soins
DEP Dossier électronique du patient
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Diese für die politische Linke und die Gewerkschaften völlig indiskutablen Vorschläge,
welche sie als Rückfall ins urkapitalistische 19. Jahrhundert und als letztlich
wirtschaftsfeindlich taxierten, da damit der soziale Friede - einer der Haupttrümpfe
des Wirtschaftsstandortes Schweiz - vergiftet würde, stiessen auch bei den Vertretern
der bedeutendsten Wirtschaftspartei, der FDP, mehrheitlich auf Ablehnung.
Insbesondere distanzierten sich deren Vertreter in der Landesregierung, die
Bundesräte Delamuraz und Villiger, ganz dezidiert vom Gedankengut, dass dem
"Weissbuch" zugrunde liegt, obgleich auch sie einräumten, dass ein weiterer Ausbau
der Sozialpolitik nur mit der grössten Zurückhaltung angegangen werden dürfe. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.12.1995
MARIANNE BENTELI

In der Frühjahrssession überwies der Nationalrat ein Postulat Weber (sp. AG), welches
den Bundesrat bittet zu prüfen, mit welchen Mitteln und Verfahren auf einfache und
kostenneutrale Art fiskalische (und andere) Anreize für die Unternehmen geschaffen
werden können, die besonders sozialverträglich wirtschaften, d.h. ihre
Unternehmensstrukturen den Bedürfnissen der schwächeren Glieder auf dem
Arbeitsmarkt (ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Frauen, Jugendliche,
Behinderte) anpassen. Ein Postulat Hochreutener (cvp, BE), welches den Bundesrat
bittet, eine nationale Konferenz zur Findung des Konsenses in der sozialen Frage
einzuberufen (Po. 96.3360), wurde ebenfalls angenommen. 2

POSTULAT
DATUM: 04.10.1996
MARIANNE BENTELI

Die Auswirkungen der Robotik auf das Sozialversicherungssystem sowie eine
Integration derselben in das System wollte Mathias Reynard (sp, VS) mit einem Postulat
analysieren lassen. Insbesondere solle ein hypothetisches
sozialversicherungspflichtiges Einkommen für Roboter untersucht werden, verlangte
der Postulant. Die OECD habe festgestellt, dass fast ein Viertel aller Arbeitsplätze direkt
von der Automatisierung betroffen seien. Ein Verlust von Arbeitsplätzen stelle in der
Schweiz vor allem ein Problem für die Sozialversicherungen dar: Ein Anstieg der Anzahl
Arbeitslosen sei problematisch für die ALV, ein Rückgang der Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerbeiträge für die AHV und für die IV und eine erschwerte
Arbeitsmarktintegration aufgrund immer höherer Kompetenzanforderungen stelle die
IV, die ALV und die Sozialhilfe vor Probleme. Um die Risiken der Robotik einzudämmen,
müssten diese präventiv untersucht werden, erklärte Reynard. 
Der Bundesrat betonte, die Auswirkungen der Digitalisierung auf die
Gesamtbeschäftigung könnten nicht abgeschätzt werden. Die Auswirkungen auf die
Sozialversicherungen würden aber bereits in dem in Arbeit befindlichen Bericht zu
einem Postulat Schwaab (sp, VD; Po. 17.3045) untersucht. 
Auch im Nationalrat fand das Postulat keinen Anklang, mit 126 zu 47 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) sprach sich die grosse Kammer gegen einen solchen Bericht aus. 3

POSTULAT
DATUM: 19.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Die Digitalisierung im Gesundheitswesen wollte Jürg Grossen (glp, BE) mit einer Motion
fördern, indem die Leistungserbringenden den Krankenversicherern zukünftig
sämtliche Rechnungen elektronisch liefern sollten. Bisher erhielten die Versicherer
noch immer 30 Prozent der Rechnungen auf Papier, was Administrativkosten in
Millionenhöhe verursache und die Rechnungskontrolle erschwere, erklärte Grossen.
Eine elektronische Übermittlung solle auch im Tiers garant möglich sein, indem die
Leistunsgerbringenden den Versicherten und den Versicherern eine elektronische
Kopie der Rechnung schicken, welche die Versicherten aber erst freigegeben müssten,
bevor sie die Krankenversicherer bearbeiten können. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Annahme und erklärte wie bei den Motionen
Buffat (svp, VD; Mo. 18.3513) und Brand (svp, GR; Mo. 17.4270), dass er nicht nur
gescannte Versionen der Rechnung, sondern zusätzlich auch deren Übertragung durch
eine strukturierte Plattform befürworte. Die elektronische Übermittlungspflicht dürfe
aber nicht auf die Versicherten ausgedehnt werden. Diskussionslos und stillschweigend

MOTION
DATUM: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER
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nahm der Nationalrat die Motion in der Herbstsession 2018 an. 4

Den Auftrag, eine kohärente Datenstrategie im Bereich der OKP zu entwickeln, wollte
die SGK-SR dem Bundesrat Ende 2018 mittels eines Postulats erteilen. Diese
Datenstrategie sollte Informationen dazu beinhalten, wer aktuell von wem Daten
erheben darf, wer welche Daten wozu benötigt, wie die Daten mit möglichst wenig
Aufwand erhoben werden können und wie der Datenschutz sichergestellt werden kann.
Zuvor hatte die Kommission im Rahmen der Beratung der parlamentarischen Initiative
Eder (fdp, ZG; Pa.Iv. 16.411) festgestellt, dass sowohl das BAG als auch das BFS aktuell
Daten zur OKP erhöben. Nun gehe es darum, die Belastung der Leistungserbringenden
und der Versicherer durch die Behebung von allfälligen Doppelspurigkeiten zu
reduzieren, erklärte die Kommission. 
In Übereinstimmung mit dem Antrag des Bundesrats nahm der Ständerat das Postulat in
der Frühjahrssession 2019 stillschweigend an. 5

POSTULAT
DATUM: 21.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Eine Erleichterung des elektronischen Datenaustauschs zwischen den Kantonen und
den Krankenversicherern respektive ihren Verbänden erhoffte sich Lorenz Hess (bdp,
BE) von einer Ende 2018 eingereichten Motion. Dadurch sollten korrekte, tagesaktuelle
Entscheide zu Wohnsitzfrage, Krankenkassenprämien und stationären Anteilen der
Kantone gefällt werden können und der bürokratische Aufwand sowie die
Fehleranfälligkeit reduziert werden. Zwar sei eine elektronische Überprüfung der
Versicherungspflicht dank der Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765) zukünftig möglich,
erklärte der Motionär, die Möglichkeiten des elektronischen Datenaustausches sollten
aber ausgedehnt werden. 
Der Bundesrat zeigte sich mit der Stossrichtung der Motion einverstanden und
beantragte ihre Annahme. Er verwies allerdings auf die Wichtigkeit der Wahrung der
privaten Interessen der Versicherten – insbesondere da der Datenaustausch zwischen
Kantonen und Krankenversicherern im Unterschied zur Motion Brand gegenseitig sei.
Zudem rief er, wie er es bereits in der Diskussion zur Motion Brand getan hatte, in
Erinnerung, dass ein Datenaustausch mit den Versichererverbänden keinesfalls möglich
sei, weil Letztere keine mit der Durchführung des KVG beauftragten Organe darstellten.

In der Frühjahrssession 2019 nahm der Nationalrat die Motion stillschweigend und
diskussionslos an. 6

MOTION
DATUM: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2019 beschäftigte sich der Ständerat mit der Frage der
Digitalisierung im Gesundheitswesen und behandelte dabei die Motion Grossen (glp, BE)
für eine elektronische Übermittlung sämtlicher Rechnungen an die
Krankenversicherungen sowie die Motion Buffat (svp, VD; Mo. 18.3513) für elektronische
Anträge an die Krankenkasse mit strukturierten und standardisierten Daten. Zuvor hatte
die SGK-SR beide Motionen zur Annahme empfohlen, da dadurch der
Verwaltungsaufwand der Krankenversicherungen reduziert sowie die
Rechnungskontrolle erleichtert werden könne. Sie schlug vor, dass der Bundesrat das
Anliegen in das zweite Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im KVG integrieren solle.
Nach kurzen Inputs von Kommissionssprecher Josef Dittli (fdp, UR) und Bundesrat
Berset nahm nach dem Nationalrat auch der Ständerat die Motion Grossen – genauso
wie die Motion Buffat – stillschweigend an. 7

MOTION
DATUM: 19.09.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession 2020 behandelte der Ständerat die Motion Hess (fdp, BE), in
welcher der Motionär eine Ausweitung des elektronischen Datenaustauschs auf
weitere Bereiche forderte, zusammen mit der Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765).
Zuvor hatte die SGK-SR den Ausbau des elektronischen Datenaustausches zwischen
Kantonen und Krankenversicherungen befürwortet, die Krankenversicherungsverbände
davon aber noch einmal ausdrücklich ausgenommen und einen entsprechenden
Vorbehalt angebracht. Stillschweigend folgte der Ständerat diesem Antrag und nahm
die Motion an, nachdem Kommissionssprecher Ettlin (cvp, OW) im Rat noch einmal
ausdrücklich auf den Vorbehalt der Kommission hingewiesen hatte. 8

MOTION
DATUM: 10.03.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Um Leistungserbringenden sowie Patientinnen und Patienten einen zusätzlichen Anreiz
zur Nutzung des elektronischen Patientendossiers zu bieten, beantragte die SGK-NR im
Mai 2020 in einer Motion, die Gesetzesgrundlagen so zu ändern, dass zukünftig auch
elektronische Rechnungen im EPD abgelegt werden können. Der Bundesrat lehnte das
Anliegen mit der Begründung ab, dass das elektronische Patientendossier der
«Verbesserung der Patientensicherheit und der Qualitätsentwicklung in der
Patientenbehandlung» diene und Mitarbeitende von Krankenversicherungen oder
Ärztekassen keinen Zugriff darauf haben sollten. Letzteres sei wichtig, «um das
Vertrauen der Bevölkerung ins EPD nicht zu gefährden». Dem entgegnete Ruth Humbel
(cvp, AG) im Rahmen der Nationalratsdebatte in der Herbstsession 2020, dass die
Vertraulichkeit für den medizinischen Teil des EPD gewährleistet werden müsse, die
Rechnungen aber in einem abgeschlossenen Bereich abgelegt werden könnten.
Gesundheitsminister Berset verwies jedoch darauf, dass das EPD bereits jetzt sehr
komplex sei und er es durch die Einführung eines abgeschlossenen Bereiches ungern
weiter verkomplizieren würde. Insgesamt schaffe der Vorschlag der Kommission mehr
Probleme, als er löse, betonte er. Diese Argumentation überzeugte den Nationalrat
jedoch nicht, er nahm die Motion mit 149 zu 34 Stimmen an. Gegen den Vorstoss
sprachen sich eine Mehrheit der SVP-Fraktion sowie je eine Person der GLP- und
FDP.Liberale-Fraktion aus. 9

MOTION
DATUM: 24.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

1) Amtl. Bull. StR, 1995, S. 1089 und 1242; Amtl. Bull. NR, 1995, S. 2457; SoZ, 17.12.95; Presse vom 18.12. und 19.12.95; Bund,
22.12.95.
2) Amtl. Bull. NR, 1996, S. 1860.; Amtl. Bull. NR, 1996, S. 589 f.
3) AB NR, 2019, S. 438 f.
4) AB 2018, NR, S. 1731
5) AB SR, 2019, S. 223 f.
6) AB NR, 2019, S. 584
7) AB SR, 2019, S. 811; Bericht SGK-SR vom 3.9.19
8) AB SR, 2020, S. 110 f.; Bericht SGK-SR vom 11.2.20
9) AB NR, 2020, S. 1841 ff.
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